
UNIVERSITÄT POTSDAM
WIRTSCHAFTS- UND SOZIALWISSENSCHAFTLICHE FAKULTÄT

VOLKSWIRTSCHAFTLICHE DISKUSSIONSBEITRÄGE

Andreas Schulze

LIBERALISIERUNGEN IN NETZINDUSTRIEN

AUS POLIT-ÖKONOMISCHER SICHT
- Eine positive Analyse der Interessenbedingtheit

von Privatisierungen und Marktöffnungen
am Beispiel netzgebundener Wirtschaftsbereiche -

Diskussionsbeitrag Nr. 68

Potsdam 2004



2

Diskussionsbeitrag Nr. 68

Andreas Schulze

Liberalisierungen in Netzindustrien aus polit-ökonomischer Sicht

- Eine positive Analyse der Interessenbedingtheit
von Privatisierungen und Marktöffnungen

am Beispiel netzgebundener Wirtschaftsbereiche -

Potsdam 2004

Dipl.-Kfm. Dipl.-Vw. Andreas Schulze

Universität Potsdam
Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliche Fakultät

Lehrstuhl für Volkswirtschaftslehre,
insbesondere Wirtschaftspolitik

Prof. Dr. Norbert Eickhof

Postfach 90 03 27
D-14439 Potsdam

Tel.:  +49(0)331-977-3260
Fax:  +49(0)331-977-3401

E-Mail: andreass@rz.uni-potsdam.de



Inhaltsverzeichnis

1 Politikzyklus als konzeptioneller Bezugsrahmen .................................................................. 2

2 Ökonomische Problematik von Netzindustrien und Liberalisierungsgründe............................... 6

3 Privatisierung und Marktöffnung als wirtschaftspolitische Aufgaben .................................. 7

4 Politisierung von Liberalisierungsinteressen......................................................................... 9

4.1 Politiker als Intermediäre................................................................................................ 9

4.2 Zielkonflikte und Interdependenzen mit anderen Politikfeldern.................................. 10

5 Rent-Seeking-Aktivitäten in Netzindustrien ....................................................................... 12

5.1 Der „Markt“ für Rent-Seeking-Aktivitäten .................................................................. 12

5.2 Der „Wettbewerb“ von Interessengruppen................................................................... 13

5.3 Für und Wider von Liberalisierungen aus polit-ökonomischer Sicht .......................... 14

5.4 Beherrschung von Politik und Verwaltung durch Interessengruppen .......................... 16

6 Administrative Umsetzung und Evaluierung von Liberalisierungen .................................. 19

7 Fazit ..................................................................................................................................... 21

Literaturverzeichnis.................................................................................................................. 22



2

1 Politikzyklus als konzeptioneller Bezugsrahmen

Aus ordnungsökonomischer Sicht dienen Liberalisierungen in bestehenden marktwirtschaft-

lichen Systemen dazu, den Marktteilnehmern wirtschaftliche Freiheitsrechte einzuräumen, die

bis dahin durch ordnungspolitische Ausnahmeregelungen staatlicherseits beschränkt wurden.

Solche Beschränkungen waren insbesondere in Netzindustrien anzutreffen, galten sie doch

lange Zeit als wettbewerbliche Ausnahmebereiche und wurden dementsprechend system-

widrig behandelt. So wurden hier marktwirtschaftliche Prinzipien, wie Privateigentum an

Produktionsmitteln, dezentrale Koordination von Angebot und Nachfrage über Märkte mit

nicht-autoritärer Kontrolle der Marktteilnehmer im Wettbewerb, ersetzt durch öffentliche

Unternehmen, staatliche Regulierungen und kartellrechtliche Branchenfreistellungen. Zur

Rechtfertigung dessen dienten vermeintliche Besonderheiten netzgebundener Wirtschafts-

bereiche, die bei der Eisenbahn, der Strom-, Gas- und Wasserversorgung, der Telekommuni-

kation sowie der Post zu einem Markt- oder Wettbewerbsversagen führen würden.1

Normativ-theoretische Analysen setzen an den behaupteten Branchenbesonderheiten von

Netzindustrien an. Es wird untersucht, ob solche tatsächlich vorliegen, inwieweit daraus ein

Markt- bzw. Wettbewerbsversagen abgeleitet werden kann und welche besonderen Markt-

ordnungen damit zu begründen sind. In dynamischer Betrachtung kommt hinzu, dass

ordnungspolitische Ausnahmeregelungen ihre einmal erlangte Rechtfertigung infolge wissen-

schaftlich-technischer, volkswirtschaftlicher oder institutioneller Entwicklungen auch wieder

verlieren können. Diese Determinanten können den Charakter der Branchenbesonderheiten

wesentlich verändern oder sie sogar ganz obsolet werden lassen. Die Legitimation ordnungs-

politischer Ausnahmebereiche und der damit verbundenen Ausnahmeregelungen ist daher

regelmäßig auf den ökonomischen Prüfstand zu stellen. Ordnungspolitische Ausnahmerege-

lungen sind dann ganz oder teilweise verfehlt, wenn sich ein sektorspezifischer Handlungs-

bedarf des Staates nicht (mehr) oder nur (noch) zum Teil legitimieren lässt. Ebenso wie

Markt- oder Wettbewerbsversagen gilt es auch Staatsversagen zu verhindern, indem

ungerechtfertigte Sonderordnungen durch Deregulierung und Privatisierung liberalisiert

werden. Zudem ist aber auch dann von Staatsversagen auszugehen, wenn sektorspezifische

Eingriffe unterbleiben, die ökonomisch notwendig sind. Beispielsweise kann zur effektiven

Marktöffnung in Netzindustrien eine Re-Regulierung erforderlich sein, um die Marktmacht

etablierter Anbieter zu kontrollieren.

                                                          
1 Vgl. Eickhof 1997, S. 562 ff.
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Aus normativ-theoretischer Sicht kann jedoch nicht erklärt werden, wie ein ordnungspoliti-

scher Paradigmenwechsel zu offenen Wettbewerbsmärkten zustande kommt, nach welchem

Muster eine Liberalisierung im Allgemeinen verläuft und welchen exogenen sowie endogenen

Einflussfaktoren dieser Prozess unterliegt. Im Folgenden wird deshalb am Beispiel netz-

gebundener Wirtschaftsbereiche der Versuch unternommen, eine positive Theorie der Libera-

lisierung zu entwickeln, die sich diesem Erklärungsdefizit widmet. In Anlehnung an eine in

der Politikanalyse verwendete Heuristik wird davon ausgegangen, dass Liberalisierung als

polit-ökonomisch determinierter Prozess verläuft und sein Ablauf wie ein natürlicher Lebens-

zyklus in einzelne Stadien mit unterschiedlichen Eigenschaften eingeteilt werden kann.2

Dieses allgemeine Erklärungsmuster soll hier als konzeptioneller Bezugsrahmen zugrunde

gelegt und anhand dessen phasenweise beschrieben werden, wie sich die öffentliche Meinung

und die Rolle bestimmter Anspruchsgruppen, so genannter Stakeholder, im Zeitablauf ent-

wickeln. Diese demoskopisch oder mit Hilfe der medialen Präsenz zu operationalisierende

Variable soll kurz als das gesellschaftliche Liberalisierungsinteresse bezeichnet werden. Es ist

davon auszugehen, dass ihre Ausprägung den für Lebenszyklen idealtypischen, S-förmigen

Verlauf zeigt, der in der folgenden Abbildung 1 wiedergegeben ist.

gesellschaftliches
Liberalisierungsinteresse

        Zeit
(1) (2) (3)    (4)    (5)

Latenz- Emergenz- Politisierungs-   Konflikt- Degenerations-
phase phase phase    phase phase

Abb. 1: Politikzyklus von Liberalisierungen
Quelle: Eigene Darstellung.

                                                          
2 Vgl. Howlett/Ramesh 1995.
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Der wirtschaftspolitischen Liberalisierungsprozessen zugrundeliegende Politikzyklus wird

hier in fünf Phasen unterschieden, die theoretisch wie folgt voneinander abgegrenzt und

charakterisiert werden können:

(1) Latenzphase (Phase der Problemgenese): Das Interesse an einer Liberalisierung entsteht,

wenn systemwidrige institutionelle Arrangements ein sozioökonomisches Problem auf-

werfen. Bezogen auf Netzindustrien bedeutet dies konkret, dass infolge verfehlter ord-

nungspolitischer Ausnahmeregelungen zunehmend Ineffizienzen in der Produktion und

dem Angebot netzgebundener Dienstleistungen auftreten. Da dies zunächst nur von

Experten, etwa Wirtschaftswissenschaftlern, beobachtbar ist, noch keine gesicherten

Erkenntnisse über das Ausmaß vorliegen und das Problem in Anbetracht einer Vielzahl

anderer, dringlicherer Probleme nicht vordergründig erscheint, ist das gesellschaftliche

Liberalisierungsinteresse im Frühstadium noch unbedeutend.

(2) Emergenzphase (Phase der Problemwahrnehmung und –definition): Indem ein latentes

Problem näher bestimmt und in der Fachöffentlichkeit bekannt wird, kann es das mediale

Interesse wecken und erstmals kollektiv bemerkt werden. Das Perzeptionsvermögen

bezüglich der Ineffizienzen in Netzindustrien wird jedoch erschwert, da kein einfach

nachvollziehbarer Ursache-Wirkungs-Zusammenhang besteht. Vielmehr handelt es sich

um eine äußerst komplexe Problemstruktur, die zur Durchdringung einer hohen Pro-

blemlösungskapazität bedarf. Die Liberalisierungsproblematik in Netzindustrien lässt

sich daher nur schwer an soziale Multiplikatoren, wie Politiker, und um so schwieriger an

die breite Öffentlichkeit vermitteln. Das gesellschaftliche Liberalisierungsinteresse erhöht

sich dennoch, weil das Problem von betroffenen Interessengruppen reklamiert wird, die

sich entweder dazu positionieren oder völlig neu formieren.

(3) Politisierungsphase (Phase der Thematisierung): Das Problembewusstsein in der Gesell-

schaft nimmt in dem Maße zu, wie einflussreiche Interessengruppen ihre Anliegen in den

politischen Meinungsbildungsprozess einbringen können. Infolge dessen steigt auch das

öffentliche Interesse an Liberalisierung weiter an und avantgardistische Politiker nehmen

sich des Themas an, um damit publikumswirksam die Initiative zu ergreifen. Dabei

werden sie weniger von altruistischen Motiven geleitet sein, sondern eher von dem

Bestreben, die Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit auf sich zu ziehen. Zusätzlich zu den

endogenen Kräften gewinnen in diesem Stadium externe Faktoren an Bedeutung, die das

Liberalisierungsinteresse aus technologischen, institutionellen oder anderen Gründen ver-

stärken. Neben der notwendigen Voraussetzung, dass ein sozioökonomisches Problem

aufgeworfen wird, bedürfen Liberalisierungen noch hinreichender Bedingungen, die

einen konkreten Handlungsbedarf der Politik auslösen.
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(4) Konfliktphase (Phase der Politikformulierung und Entscheidung): Gelangt das Problem

auf die Tagesordnung der öffentlichen Diskussion, beziehen politische Akteure dazu

Stellung, entwerfen Lösungsvorschläge, modifizieren sie oder lehnen sie ab, bis eine der

Handlungsalternativen konsensfähig bzw. politisch mehrheitsfähig wird. Das Konflikt-

potential ist hoch und das öffentliche Liberalisierungsinteresse erreicht nun seinen Höhe-

punkt. Die Entscheidung wird in Form von Parteiprogrammen, Koalitionsvereinbarungen,

politischen Absichtserklärungen, Regierungsplänen usw. formuliert und durchläuft an-

schließend das Gesetzgebungsverfahren, um von der Legislative schließlich als Liberali-

sierungsmaßnahme verabschiedet zu werden. Bereits im Vorfeld von parlamentarischen

Beschlüssen werden auch die Exekutive und die Interessenverbände in die Entschei-

dungsfindung einbezogen, da sie über bessere Informationen verfügen als die Politiker. In

diesem Rahmen werden aber auch Interessenkonflikte über die Ausgestaltung der

Liberalisierung ausgetragen, bis ein kompromissfähiger Ausgleich der Interessen von

Begünstigten und Benachteiligten erreicht ist. Danach stagniert das öffentliche Interesse.

(5) Degenerationsphase (Phase der Implementation und des Vollzugs): Die Realisierung

von Liberalisierungsmaßnahmen obliegt der Exekutive und der Judikative. Die neuen

Regeln werden umgesetzt, das Verhalten der Adressaten von Neuregelungen überprüft

und diese bei Verstößen rechtlich sanktioniert. Bewährt sich die Reform und bildet sich

das Problem zurück, wird die Liberalisierung von der Öffentlichkeit positiv evaluiert.

Danach schwindet das öffentliche Interesse wieder, da es durch andere, neue Probleme

verdrängt wird. Wird die Reform hingegen nicht als erfolgreich beurteilt, setzt sich der

Politikzyklus fort, bis die angestrebten Ziele erreicht werden, oder ein neuer Politikzyklus

beginnt von vorn.

Anhand der beschriebenen Stadien des Politikzyklus wird im Folgenden die Liberalisierung in

Netzindustrien phasenweise betrachtet. Im ersten Analyseschritt wird die Latenzphase von

Liberalisierungen untersucht, indem kurz die ökonomische Problematik von Netzindustrien

aus normativ-theoretischer Sicht eruiert wird. Daran schließt sich in einem zweiten Schritt die

Analyse der Emergenzphase an, in der sich Privatisierung und Marktöffnung als wirtschafts-

politische Lösung des Problems abzeichnen. In der darauf folgenden Politisierungsphase

werden Liberalisierungen öffentlich thematisiert, wobei hier die Rolle politischer Akteure und

die von ihnen verfolgten Ziele zu untersuchen sind. Die sich anschließende Konfliktphase der

Liberalisierung ist durch Rent-Seeking-Aktivitäten von Interessengruppen und Bürokratie

gekennzeichnet, die es polit-ökonomisch zu analysieren gilt. In der Degenerationsphase bildet

sich das Liberalisierungsinteresse schließlich wieder zurück, so dass der Prozess bei erfolg-

reicher Vollendung zum Erliegen kommt.
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2 Ökonomische Problematik von Netzindustrien und Liberalisierungsgründe

Ausgangspunkt der Liberalisierung ist die tradierte Betrachtung ganzer Netzindustrien als

natürliche Monopole, die aus verschiedenen Gründen weitgehend obsolet geworden ist. Der

Weg zu einer Deregulierung wettbewerbsbeschränkender Marktordnungen wurde durch

neuere industrieökonomische Theorien, wie die der Chicago School of Antitrust Analysis und

der Contestable Markets, bereitet.3 Deren Implikationen lauten, dass Netzmonopole nicht

länger durch institutionelle Beschränkungen vor brancheninterner Konkurrenz zu schützen

sind, sondern soweit wie möglich dem Wettbewerb geöffnet werden können und sollten. Zwar

treten tatsächlich Branchenbesonderheiten in Form bestimmter Netzeffekte auf, die Größen-

oder Verbundvorteile hervorrufen und somit ein natürliches Monopol begründen können. Die

Eigenschaft der Subadditivität von Grenz- und Durchschnittskosten ist jedoch zumeist auf die

lokalen bzw. erdverbunden verlegten Teile der Netzinfrastruktur begrenzt, so dass lediglich

dort ein Alleinanbieter allokativ effizienter sein kann.4 Eine Mehrzahl von Netzbetreibern

würde dagegen eine Kostenduplizierung verursachen, die insgesamt zu einer suboptimalen

Marktversorgung führt. Aber selbst für den Fall, dass Wettbewerb in einem Infrastrukturmarkt

versagt, sind alternative Wettbewerbsmöglichkeiten denkbar, etwa ein periodischer Aus-

schreibungswettbewerb um den Markt oder ein Randzonenwettbewerb benachbarter Infra-

strukturbetreiber, sofern sich deren Marktgebiete an den Grenzen überlappen.5

In denjenigen Segmenten von Netzindustrien, in denen im Bereich der gesamten Marktnach-

frage keine sinkenden Grenz- und Durchschnittskosten vorliegen, sind wettbewerbliche

Marktstrukturen einem monopolistischen Angebot überlegen. Bei disaggregierter Betrachtung

einzelner Wertschöpfungsstufen wird erkennbar, dass eine vertikale Integration der Netzinfra-

struktur zur Produktion netzgebundener Dienstleistungen nicht zwingend ist, sondern nur ein

Zugang zu den wesentlichen Einrichtungen (Essential Facilities).6 Ist ein diskriminierungs-

freier Netzzugang gewährleistet, können Konkurrenten auf vor- oder nachgelagerten Markt-

stufen mit dem vertikal integrierten Monopolisten in Wettbewerb treten. Zur Marktöffnung ist

daher eine wirksame Marktmachtkontrolle der nach wie vor monopolistischen Engpass-

bereiche nötig. Wettbewerb kann dann auch in netzgebundenen Dienstleistungsmärkten eine

allokative und produktive Effizienzsteigerung, eine von den Konsumentenpräferenzen

gesteuerte Angebotszusammensetzung, eine leistungsgerechte Einkommensverteilung, eine

                                                          
3 Vgl. Schmidt 2001, S. 67 ff.
4 Vgl. Kruse 2002, S. 77 ff.
5 Vgl. Eickhof 1993, S. 215 ff.
6 Vgl. ausführlich Rottenbiller 2002.
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laufende Anpassung an Datenänderungen und nicht zuletzt die Verbreitung technischen Fort-

schritts in Form von Produkt- oder Prozessinnovationen bewirken.7

Demgegenüber führt ein umfassender Schutz vor brancheninterner Konkurrenz zu produktiver

und dynamischer Ineffizienz, da ein Monopolist keinem hinreichenden Druck ausgesetzt ist,

sich so wirtschaftlich und innovativ wie möglich zu verhalten. Diese „X-Ineffizienz“8 gilt in

besonderer Weise für staatliche Monopole, in denen es neben der fehlenden externen Kon-

trolle durch wirksamen Wettbewerb zudem an internen Anreizstrukturen mangelt. Bei Privat-

eigentum besteht hingegen eine Prinzipal-Agent-Beziehung, in deren Rahmen die Anteils-

eigner (Prinzipal) der Unternehmensführung (Agent) positive Anreize setzen können.9 Die

Markt- und Wettbewerbskräfte können daher auch durch eine materielle Privatisierung des

staatlichen Produktivvermögens gestärkt werden, da sich öffentliche Unternehmen in aller

Regel weniger nachfrager- und marktorientiert verhalten als private Anbieter. Liberalisierun-

gen durch Marktöffnung und Privatisierung sind daher aus ökonomischer Sicht nicht nur

geboten, um potenziellen Anbietern mehr unternehmerische Freiheit und den Nachfragern

mehr Auswahlmöglichkeiten zu geben. Vielmehr sind durch Liberalisierungen vor allem

bestehende Ineffizienzen abzubauen und dadurch die gesamtwirtschaftliche Wohlfahrt zu

steigern.

3 Privatisierung und Marktöffnung als wirtschaftspolitische Aufgaben

Normativ-theoretische Ziele, wie die Ausweitung wirtschaftlicher Freiheiten, Effizienzförde-

rung und Wohlfahrtssteigerung, sind abstrakt und Nichtökonomen in der Regel relativ schwer

vermittelbar. Daraus ergibt sich im politischen Meinungsbildungsprozess, dass das Problem

sowohl auf der Ebene der demokratisch gewählten Politiker als auch auf der Ebene der

Wähler kaum wahrgenommen wird. Daher ist es Aufgabe der wirtschaftswissenschaftlichen

Politikberatung, die Politiker im Interesse des Gemeinwohls über die ökonomischen Sach-

verhalte aufzuklären und sie zu ordnungspolitischen Reformen zu bewegen, womit die Emer-

genzphase von Liberalisierungsprozessen eingeleitet wird. Demokratische Politiker agieren

jedoch nicht unbedingt gemeinwohlorientiert, sondern verhalten sich gemäß dem methodolo-

gischen Individualismus eher eigennützig-rational. Sie streben in erster Linie ihre (Wieder-)

Wahl an und betreiben dazu Stimmenmaximierung.10 Im Wahlkampf erscheint es allerdings

wenig lohnend, sich auf dem Gebiet der Wirtschaftspolitik durch Liberalisierungsbestrebun-
                                                          
7 Vgl. Berg 1999, S. 301; Schmidt 2001, S. 32 ff.
8 Leibenstein 1966.
9 Vgl. Erlei u. a. 1999, S. 106 ff.
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gen, beispielsweise im Bereich von Netzindustrien, zu profilieren, solange das öffentliche

Interesse daran noch zu gering ist. Die durch Privatisierungen und Marktöffnungen in Aus-

sicht gestellten Preissenkungen, Qualitätssteigerungen oder vielfältigeren Auswahlmöglich-

keiten dürften von den meisten Konsumenten zwar begrüßt werden, bei ihrer Stimmabgabe

als Wähler aber kaum entscheidungsrelevant sein.

Die allgemeine Akzeptanz sektorspezifischer Sonderordnungen schwindet jedoch, und im

Gegenzug wächst das Interesse an Liberalisierung, wenn die durch staatliche Interventionen

erzielten Marktergebnisse offensichtlich nicht besser sind als sie ohne oder mit weniger

markt- bzw. wettbewerbswidrigen Eingriffen wären. Durch Branchen- sowie Länder-

vergleiche werden Neuerungsaktivitäten, Preis- und Qualitätsniveaus sowie weitere ökonomi-

sche Parameter alternativer institutioneller Arrangements beobachtbar, die nachhaltige

Impulse für ordnungspolitische Reformen geben. Ähnlich wie das Ölfleck-Theorem der

Regulierung, das eine sukzessive Ausdehnung von Regulierungsaktivitäten auf immer mehr

Bereiche beschreibt, wirken umgekehrt erfolgreiche Liberalisierungsaktivitäten in vergleich-

baren Branchen oder im Ausland. So hat sich etwa die Liberalisierung der Telekommunika-

tion nach und nach in immer mehr Ländern durchgesetzt und war beispielgebend für Liberali-

sierungen in anderen netzgebundenen Märkten.

Ein ausgeprägtes Interesse an der Liberalisierung von Netzindustrien werden Unternehmen

haben, die in hohem Maße netzgebundene Dienstleistungen als Input-Faktoren einsetzen und

daher von Angebotsverbesserungen profitieren. Aber auch ausländische Anbieter von Netz-

dienstleistungen, die ihre Absatzgebiete aufgrund institutioneller Marktzugangsbeschränkun-

gen nicht ausweiten können, sind zu diesem Interessentenkreis zu rechnen.11 Sie werden ihre

Interessen daher organisiert vorbringen, indem diese von bestehen Verbänden artikuliert

werden oder sich eigens zu diesem Zweck neue Interessengruppen herausbilden. So ist die

vergleichsweise frühe Liberalisierung der Telekommunikation in den USA und Europa maß-

geblich darauf zurückzuführen, dass die politischen Entscheidungsträger von unnachgiebigen

Interessengruppen regelrecht dazu gedrängt wurden.12

                                                                                                                                                                                    
10 Vgl. ausführlich Downs 1968.
11 Vgl. Eickhof 1997, S. 566.
12 Vgl. Sobania 2003, S. 112 ff.
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4 Politisierung von Liberalisierungsinteressen

4.1 Politiker als Intermediäre
Ist das Problem eruiert und anschließend von der Fachöffentlichkeit wahrgenommen worden,

schließt sich die Phase der Politisierung von Liberalisierungsinteressen an. Bei einer positiven

Analyse sind dazu die jeweiligen Motive und Interaktionen von wirtschaftlichen, politischen

sowie sonstigen Akteuren zu untersuchen. Die Interessen der Beteiligten können dabei über-

einstimmend oder divergierend sein, so dass Liberalisierungsbestrebungen sowohl auf Trieb-

kräfte als auch auf Widerstände stoßen. In diesem Stadium von Liberalisierungsprozessen ist

damit zu rechnen, dass „politische Unternehmer“13 auf den Plan treten, wie es z. B. in der

Ende der 1970er und Anfang der 1980er Jahre eingeleiteten neoliberalen Wirtschaftspolitik in

Großbritannien, den USA und Neuseeland zu beobachten war.

Politische Unternehmer sind dadurch gekennzeichnet, dass sie sich beim Treffen ihrer Ent-

scheidungen vorwiegend von Interessenverbänden und Lobbyisten leiten lassen, weil deren

Informationen für sie kostenlos sind. Aufgrund asymmetrischer Informationsverteilung ver-

fügen die betreffenden Politiker sodann über Spielräume zur Durchsetzung der von den Ver-

bänden vertretenen Partikularinteressen. Von den umfassenden, tiefgreifenden Reform-

vorhaben politischer Unternehmer werden dabei auch die Netzindustrien erfasst, um den

Investitionsbedarf, die Innovations- sowie Wachstumschancen dieser Branchen für einen

gesamtwirtschaftlichen Aufschwung zu nutzen und durch erfolgreiche Politikalternativen

Stimmen für die nächsten Wahlen zu gewinnen.

Aus systemtheoretischer Sicht bedürfen Liberalisierungen generell bestimmter notwendiger

Bedingungen, die zur Erreichung von politischen Mehrheitsverhältnissen erfüllt sein müssen,

und darüber hinaus noch auslösender Faktoren, die schließlich den konkreten Anstoß zu

ordnungspolitischen Reformen geben. Exemplarisch für solche notwendigen Bedingungen

sind ein im Branchen- oder Ländervergleich hoher Entwicklungsrückstand einer Netz-

industrie, ein hoher Subventionsbedarf sowie ein nicht nachfragegerechtes Angebot. Auslöser

sind beispielsweise ein zu institutionellen Veränderungen zwingender wissenschaftlicher und

technischer Fortschritt oder Anpassungserfordernisse, die von regionalen Integrations-

prozessen, wie der Binnenmarktpolitik der Europäischen Union, internationalen Organisatio-

nen, beispielsweise der WTO, sowie dem globalen Standortwettbewerb ausgehen.14

                                                          
13 Frohlich/Oppenheimer 1970/71.
14 Vgl. Sobania 2003, S. 60 ff.
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4.2 Zielkonflikte und Interdependenzen mit anderen Politikfeldern
Neben den primär ordnungspolitischen Zielen lassen sich mit Liberalisierungen noch andere

politische Ziele verfolgen. So sind mit einer materiellen Privatisierung, d. h. einem Verkauf

an nicht-staatliche Dritte, unmittelbar finanzpolitische Effekte verbunden. Auf der Ein-

nahmenseite öffentlicher Haushalte fallen dadurch Privatisierungserlöse an, die entweder zur

Schuldentilgung und damit zur Verringerung der zukünftigen Zinsbelastung oder für sonstige

fiskalische Zwecke verwendet werden können. Auf der Ausgabenseite können die Staatshaus-

halte durch Privatisierungen entlastet werden, indem Subventionen für unprofitable Unter-

nehmen zurückgeführt und Investitionen ganz oder im Rahmen von Public-Private-Partner-

ship teilweise privat finanziert werden. Empirische Untersuchungen bestätigen, dass das

Ausmaß und die Intensität von Privatisierungen neben anderen Faktoren von der Lage der

öffentlichen Finanzen abhängen.15

Zwischen der Privatisierung und der Marktöffnung kann es zu einem Zielkonflikt kommen.

Da der Kapitalwert eines Unternehmens entscheidend von der Rendite und dem Risiko

abhängt, wird auch der Privatisierungserlös maßgeblich von diesen Größen beeinflusst. Steigt

nun infolge der Marktöffnung erwartungsgemäß die Wettbewerbsintensität, verringern sich

zum Einen die zukünftigen Renditen des Unternehmens, und zum Anderen wird die Ertrags-

situation unsicherer. Die politischen Entscheidungsträger sind jedoch daran interessiert, den

Privatisierungserlös zum Zwecke der Haushaltskonsolidierung zu maximieren. Sie können

diesen Trade-Off lösen, indem die materielle Privatisierung mit einem zeitlichen Vorlauf zur

Marktöffnung durchgeführt wird.

Der nach der Öffnung monopolistischer Märkte einsetzende Wettbewerb kann als Neben-

wirkung aber auch Begehrlichkeiten des Fiskus wecken, den Zuwachs an Konsumentenrente

durch eine steuerliche Mehrbelastung abzuschöpfen. Beispiele hierfür sind der deutsche und

österreichische Strommarkt, wo die liberalisierungsbedingten Preissenkungen durch die Ein-

führung bzw. Erhöhung spezifischer Abgaben auf den Stromverbrauch weitgehend aufgezehrt

worden sind. Einesteils handelt es sich dabei um direkte Verbrauchssteuern, die in die allge-

meinen Haushalte fließen, anderenteils um Umlagen zur Förderung erneuerbarer Energien

oder anderweitig umweltschonender Elektrizitätserzeugung. Ein zweites Beispiel dafür, wie

Marktöffnungen für weitergehende Ziele politisch instrumentalisiert werden können, ist die

Verkehrspolitik. So ist es eines der erklärten Ziele der europäischen Eisenbahnpolitik, durch
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Wettbewerb im Eisenbahnmarkt attraktivere Angebote zu schaffen, um mehr Verkehr auf den

umweltfreundlichen Verkehrsträger Schiene zu verlagern und die vielerorts an Kapazitäts-

grenzen stoßende Straßenverkehrsinfrastruktur zu entlasten. Insofern bestehen zwischen

Privatisierung und Marktöffnung nicht nur direkte Zusammenhänge, sondern darüber hinaus

gehen noch Neben- oder Fernwirkungen auf andere Politikfelder aus.

Aus industriepolitischer Sicht können Liberalisierungen erwünschte, aber auch unerwünschte

Fernwirkungen haben. Im Rahmen der Industriepolitik wird die Strategie verfolgt, die Wett-

bewerbsfähigkeit einheimischer Unternehmen auf zunehmend globaleren Märkten zu stärken

und damit den Beitrag bedeutsamer Branchen zum Bruttoinlandsprodukt zu erhöhen. Ange-

sichts knapper öffentlicher Mittel ist eine materielle Privatisierung von Staatsbetrieben oft-

mals schon deshalb unabdingbar, um privates Kapital für notwendige Investitionen beschaffen

zu können. Während Privatisierung und industriepolitische Ambitionen offenbar im Einklang

miteinander stehen, ergibt sich zwischen Marktöffnung und Industriepolitik möglicherweise

ein Interessenkonflikt des Staates. Einerseits sind offene Märkte zwar das beste Mittel, die

einheimischen Unternehmen auch im internationalen Maßstab wettbewerbsfähig zu halten.

Andererseits ist bei einer Marktöffnung nicht auszuschließen, dass ausländische Konkurrenten

den Inlandsmarkt erobern, eingesessene Anbieter verdrängen und daraus negative Effekte auf

die Beschäftigung und das Steueraufkommen im Inland resultieren. Vor diesem Hintergrund

kann es daher ein rationales Kalkül sein, die etablierten Anbieter keiner inländischen

Konkurrenz auszusetzen, um sie für den Wettbewerb auf offenen Auslandsmärkten zu rüsten.

Eine solche Strategie betreibt z. B. Frankreich, das seinen nationalen Energie- und Eisenbahn-

markt abschottet, während die französischen Monopolisten im europäischen Binnenmarkt als

Konkurrenten aktiv sind. Die Liberalisierung von Netzindustrien stellt also keineswegs nur

eine ordnungspolitische Aufgabe dar, sondern bildet zugleich ein System von Ziel-Mittel-

Beziehungen, wie sie die folgende Abbildung 2 veranschaulicht.

                                                                                                                                                                                    
15 Vgl. Bortolotti u. a. 2003, S. 306 ff.
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LIBERA-
LISIERUNG

      PRIVATI-  MARKT-
      SIERUNG ÖFFNUNG

         HAUSHALTS-        EFFIZIENZ-  NEBEN- UND
             EFFEKTE      FÖRDERUNG     FERNWIRKUNGEN

Abb. 2: Ziel-Mittel-Beziehungen bei Liberalisierungen in Netzindustrien
Quelle: Eigene Darstellung.

5 Rent-Seeking-Aktivitäten in Netzindustrien

5.1 Der „Markt“ für Rent-Seeking-Aktivitäten
Ist das Problem politisiert worden, schließt sich die Konfliktphase von Liberalisierungs-

prozessen an, in der politische Entscheidungen vorbereitet und getroffen werden. Diese Phase

ist durch Rent-Seeking-Aktivitäten verschiedener Akteure bestimmt. In der positiven Regulie-

rungstheorie werden typischerweise markt- und wettbewerbswidrige Interventionen betrach-

tet, die zu einem nicht-leistungsgerechten Markteinkommen von Unternehmern und Beschäf-

tigten führen. Dieser Ansatz lässt sich jedoch ohne Weiteres auf eine Liberalisierung

übertragen, wobei Deregulierungen und wettbewerbsfördernde Re-Regulierungen in eine

andere Richtung wirken. Durch Wettbewerbsförderung wird Produzentenrente umverteilt zu

den Konsumenten. Zur Förderung des Wettbewerbs wird überdies die Anbieterseite meist

asymmetrisch behandelt, indem die Re-Regulierung zu Lasten der marktbeherrschenden

Unternehmen und zu Gunsten der Marktneulinge erfolgt, was eine Umverteilung von Renten

auf derselben Marktseite nach sich zieht.

Die zwischen polit-ökonomischen Akteuren bestehenden Beziehungen können in Analogie

zur ökonomischen Theorie auf einen hypothetischen „Markt“ übertragen werden, auf dem

sich Anbieter und Nachfrager von sektorspezifischen wirtschaftspolitischen Maßnahmen

gegenüberstehen.16 Träger staatlicher Wirtschaftspolitik ist der Gesetzgeber, so dass die

gewählten Politiker die Angebotsseite dieses gedachten „Marktes“ für Rent-Seeking-Aktivi-

                                                          
16 Vgl. Stigler 1971; Tullock 1988.
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täten repräsentieren. Gemäß den Annahmen der Neuen Politischen Ökonomik betreiben sie

eine eigennützig-rationale Strategie der Stimmenmaximierung, um (wieder-)gewählt zu

werden. Dazu bedienen sie die Wähler, die als Produzenten oder Konsumenten einer Branche

die Nachfrageseite dieses „Marktes“ darstellen, indem die Politiker im Rahmen ihrer Wahl-

programme bestimmte ordnungspolitische Maßnahmen offerieren oder staatliche Begünsti-

gungen versprechen. Als Gegenleistung rechnen die Politiker mit den Stimmen der begüns-

tigten Wähler und der Unterstützung durch einschlägige Interessengruppen. Dieses opportu-

nistische Verhalten wird als Rent Seeking bezeichnet, wobei im Zuge einer Liberalisierung

eine Umverteilung sowohl zwischen der Produzenten- und der Konsumentenseite als auch

eine Umverteilung zwischen verschiedenen Marktteilnehmern auf derselben Marktseite

erfolgen kann.

5.2 Der „Wettbewerb“ von Interessengruppen
Auf der Angebots- und auch auf der Nachfrageseite des „Marktes“ für Rent-Seeking-Aktivi-

täten herrscht Konkurrenz. Demokratische Politiker als Anbieter stehen untereinander im

Wettbewerb um Wählerstimmen oder andere Begünstigungen, was das Rent Seeking im poli-

tischen Entscheidungsprozess fördert. Die Wähler als Nachfrager verfolgen ebenfalls eigen-

nützig-rationale Interessen, die zumeist heterogen sind. Letztere können das relativ geringe

Einzelgewicht ihrer Stimmen erhöhen, indem sie gleichgerichtete Interessen bündeln und

gemeinsam in Form einer Interessengruppe oder eines Verbandes agieren. Darüber hinaus

können Interessenverbände, die in keinem unmittelbaren Konkurrenzverhältnis zueinander

stehen, durch Stimmentausch (Log Rolling) kooperieren. Die Mitglieder des einen Verbandes

unterstützen dabei gezielt die von den Mitgliedern des anderen Verbandes präferierten wirt-

schaftspolitischen Maßnahmen, obwohl Erstere diesbezüglich relativ indifferent sind. Sie tun

es jedoch, um im Gegenzug deren Unterstützung für ihre eigenen Forderungen an die Politi-

ker zu erhalten, die für die Mitglieder der anderen Interessengruppe wiederum nicht entschei-

dungsrelevant wären.

Derart organisierte Interessen lassen sich gegenüber Politikern wirkungsvoller durchsetzen als

diffuse Einzelinteressen, wobei die relative Gruppengröße eine entscheidende Rolle für die

Organisierbarkeit spielt. Große Gruppen repräsentieren zwar ein umfangreicheres Wähler-

potenzial, so dass sich ihre Interessen mit mehr Nachdruck durchsetzen lassen als diejenigen

von kleinen Gruppen. Eine große Interessengruppe ist jedoch aufgrund des Trittbrettfahrer-

verhaltens (Free-Rider-Problem) schwerer organisierbar als eine kleine Gruppe, in der eine

enge Reaktionsverbundenheit der Mitglieder herrscht. Dies bedeutet, dass der Beitrag jedes
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Gruppenmitglieds (Insider) für die Entstehung und Stabilität des Verbandes so entscheidend

ist, dass die Einnahme einer Außenseiterposition (Outsider bzw. Free Rider) negative Konse-

quenzen für das Gruppenergebnis hätte und entsprechend sanktioniert würde. Daher können

kleine Gruppen ihre Interessen gegenüber Politikern in der Regel gut artikulieren und durch-

setzen, während große Gruppen oftmals nur durch selektive Anreize überhaupt zustande

kommen und stabil bleiben.17

Produzenteninteressen sind daher aufgrund der kleinen Größe und Homogenität dieser

Gruppe im Vergleich zu Konsumenteninteressen wesentlich besser zu organisieren. So sind

Unternehmen in ihrer Rolle als Anbieter typischerweise nur auf einigen Gütermärkten tätig

und haben daher relativ geringe Transaktionskosten für Rent-Seeking-Aktivitäten aufzu-

wenden. Demgegenüber sind private Haushalte als Nachfrager auf unzähligen Gütermärkten

aktiv und zeichnen sich somit durch eine „starke Heterogenität ihrer Marktinteressen“18 aus.

Aufgrund ungleich höherer Transaktionskosten und der marginalen Auswirkung möglicher

Rent-Seeking-Aktivitäten auf ihre individuelle Wohlfahrt verfügen sie in der Regel über keine

schlagkräftige Lobby. Die Folge ist, dass die Interessenvertretung von kleinen, gut organi-

sierten Gruppen zu Lasten großer, schwer organisierbarer Gruppen geht. Wie bereits erwähnt,

haben in- und ausländische Produzenten, die netzgebundene Dienstleistungen nachfragen oder

selbst anbieten wollen, ein besonders ausgeprägtes Interesse an Liberalisierungen. Da sich

deren Interesse vergleichsweise gut organisieren lässt, geht von dieser Gruppe ein starker Ein-

fluss auf die Politiker aus.

5.3 Für und Wider von Liberalisierungen aus polit-ökonomischer Sicht
Aktive und potenzielle Liberalisierungsbefürworter sind jedoch von Anfang an nicht nur einer

scharfen Kritik von Liberalisierungsgegnern, sondern vor allem einem starken Beharrungs-

vermögen der etablierten Branchenangehörigen ausgesetzt. Beispielsweise werden Vertreter

der von Liberalisierungen unmittelbar betroffenen Unternehmen, zu denen bei staatlichen

Monopolen typischerweise ehemalige oder noch aktive Politiker, ferner Gewerkschafts- und

andere Verbandsfunktionäre gehören, zusammen mit den hinter ihnen stehenden Parteien und

Organisationen besitzstandswahrende Allianzen oder Verteilungskoalitionen bilden.19 Uni-

sono werden sie auf unpopuläre Begleiterscheinungen von Liberalisierungen verweisen, um

Privatisierungen sowie Marktöffnungen im eigenen Interesse zu verhindern oder zumindest

hinauszuzögern und so individuelle Einschnitte zu vermeiden. Den normativ-ökonomischen
                                                          
17 Vgl. Schmidt 2001, S. 42.
18 Eickhof 1997, S. 564.
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Zielen der Liberalisierungsanhänger begegnen die Liberalisierungsskeptiker dabei oftmals mit

marktkritischen und distributiv motivierten Argumenten.

Einem Rückzug des Staates stehe insbesondere in den Netzsektoren nach wie vor seine Pflicht

zur „Daseinsvorsorge“20 entgegen, denn schließlich trage er die gesellschaftliche Verantwor-

tung für die Infrastruktur einer Volkswirtschaft, die der „anonyme Markt“ nicht genügend

wahrnehme. Diesbezüglich werden gegen das Markt-Wettbewerbsprinzip verschiedene

Bedenken erhoben, z. B. im Hinblick auf eine flächendeckende, jederzeit gesicherte und auch

sozial verträgliche Versorgung mit netzgebundenen Dienstleistungen. Dieses paternalistische

Argument des „Gewährleistungsstaates“ ist jedoch in einer der Sozialen Marktwirtschaft

vorangegangenen Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung geprägt worden und sollte nicht

unreflektiert in die Gegenwart übertragen werden. „Hier haben sich vielmehr Interessen-

gruppen mit der staatlichen Willensbildung vereinigt, um unter dem Schleier der Gemeinwirt-

schaftsdoktrin einzelwirtschaftliche Interessen durchzusetzen.“21 Aus heutiger Sicht erscheint

es nicht mehr zeitgemäß, für netzgebundene Wirtschaftsbereiche andere ordnungspolitische

Maßstäbe anzulegen als etwa für die gesellschaftlich nicht weniger wichtige Lebensmittel-

oder Wohnraumversorgung, die auch ohne staatliche Produktion und trotz Wettbewerb

keineswegs gefährdet ist. Wie kritisch die Bevölkerung den Liberalisierungen in Netz-

industrien dennoch gegenübersteht, lässt sich durch Plebiszite oder in die gleiche Richtung

gehende Instrumente direkter Demokratie belegen. Beispielsweise wurde die Liberalisierung

des schweizerischen Elektrizitätsmarktes bei einer Volksabstimmung im Jahr 2002 durch die

Bürger abgelehnt.22 Ein Jahr später wurde im US-Bundesstaat Kalifornien ein Volksbegehren

zur Abwahl des Gouverneurs angestrengt und dessen vorzeitige Ablösung schließlich auch

erreicht, da ihm insbesondere die Krise in der – mangelhaft liberalisierten – kalifornischen

Stromversorgung angelastet wurde.23

Ähnliches gilt in Bezug auf das häufig geäußerte Misstrauen gegenüber einer materiellen

Privatisierung von Staatsbetrieben, die populistisch als substanzzehrender „Verkauf von

Tafelsilber“ gescholten wird. Dahinter steht zum Einen die Besorgnis, das in Infrastruktur

angelegte Volksvermögen könne leicht in die Hände von verantwortungslos handelnden

Investoren geraten, die an kurzfristigen Steigerungen des Unternehmenswertes (Shareholder

                                                                                                                                                                                    
19 Vgl. Olson 1991, S. 56 ff.
20 Forsthoff 1938.
21 Kaufer 1986, S. 15. Vgl. auch ebenda, S. 15 ff.
22 Vgl. Schmutzler/Bühler 2003, S. 29.
23 Vgl. dazu Kuhlmann (2004).



16

Value) orientiert seien. Die langen Amortisationszeiten von Infrastrukturinvestitionen

sprechen hingegen für ein langfristiges Engagement. Im Falle der übereilten Privatisierung

des britischen Eisenbahnnetzes musste die Erfahrung gemacht werden, dass dieses Gegen-

argument berechtigt sein kann.24 Vereinzelte Misserfolge bei Liberalisierungen sollten jedoch

nicht zum Anlass genommen werden, Privatisierung grundsätzlich in Frage zu stellen,

sondern mögliche Risiken durch geeignete Vorkehrungen auszuschließen. Zum Anderen wird

durch Privatisierungsprogramme eine Vermögensumverteilung in unerwünschter Richtung,

d. h. zugunsten der ohnehin schon Wohlhabenden, befürchtet. Um solchen Vorhaltungen zu

entgehen, aber auch wegen der hohen Privatisierungsvolumina, erfolgen Börsenplatzierungen

ehemaliger Staatsmonopole in der Regel stufenweise und mit Kaufanreizen für inländische

Kleinanleger (z. B. Vorzugskonditionen, Treueaktien bei langfristiger Haltedauer usw.). Hin-

gegen dürften die meisten Führungskräfte öffentlicher Unternehmen einer Privatisierung

durchaus aufgeschlossen gegenüber stehen, weil sie ihre Bezüge dadurch auf das höhere

Einkommensniveau in der Privatwirtschaft anheben können. Während sie selbst von einem

rationalisierungsbedingten Personalabbau verschont bleiben werden, droht einem Teil der

Beschäftigten der Verlust ihrer Arbeitsplätze. Da diese zuweilen nicht unmittelbar durch neu

geschaffene Stellen bei in den Markt eintretenden Konkurrenten aufgefangen werden können,

stellt dies ein weiteres massenwirksames Argument gegen Liberalisierungen dar.25

5.4 Beherrschung von Politik und Verwaltung durch Interessengruppen
Eine nicht zu vernachlässigende Rolle spielen ferner die Bürokraten in den Regulierungs-

institutionen, die ebenfalls an Rent-Seeking-Aktivitäten partizipieren und in den polit-

ökonomischen Prozess involviert sind. Bürokratietheoretischen Erklärungsansätzen folgend

sind auch sie bei ihrer Tätigkeit nicht vordergründig am Gemeinwohl orientiert, sondern ver-

halten sich ebenfalls eigennützig-rational, indem sie ihren Nutzen maximieren. Argumente

ihrer Nutzenfunktion sind das direkte und indirekte Einkommen, Prestige sowie andere An-

nehmlichkeiten, die positiv von der Höhe des von den Politikern bewilligten Behördenbudgets

abhängen. Sie betreiben daher Budgetmaximierung26 und sind auf eine Ausweitung ihrer

diskretionären Handlungsspielräume bedacht27. Zu diesem Zweck sind sie sowohl Anbietern,

also Politikern, als auch Nachfragern von Rent-Seeking-Aktivitäten, den Interessengruppen,

zugetan. Aus Eigeninteresse sind sie bestrebt, ihren eigenen Aufgabenbereich aufrechtzu-

erhalten oder sogar auszubauen und mithin das Behördenbudget zu erhöhen. Dazu werden sie

                                                          
24 Vgl. Knorr/Eichinger 2002; Kruse 2002, S. 87.
25 Vgl. Michalski 1999, S. 343 ff.
26 Vgl. Niskanen 1971.
27 Vgl. Williamson 1964.
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Politikern die Notwendigkeit ihrer Existenz bzw. einer Kompetenzerweiterung zu vermitteln

versuchen, was ihnen aufgrund ihrer besseren Informationslage auch gelingen dürfte.

Umgekehrt werden sie Deregulierungsbestrebungen, die mit einem Abbau an Bürokratie ver-

bunden sind, nachdrücklich zurückweisen, um ihre eigene Existenzberechtigung nicht zu ver-

lieren. Während die politischen Entscheidungsträger aus wahltaktischen Erwägungen Rent-

Seeking-Aktivitäten ermöglichen, stellen die Bürokraten einerseits ihre Erfüllungsgehilfen

und andererseits unmittelbare Ansprechpartner für die betroffenen Branchenangehörigen dar,

denn die Regulierungsbehörden füllen den sektorspezifischen Ordnungsrahmen aus.

Im Falle markt- bzw. wettbewerbswidriger Ausnahmeregelungen besteht die Gefahr, dass das

eigentlich konfliktäre Verhältnis zwischen Regulierer und regulierten Unternehmen lang-

fristig zu einer weitgehenden Interessengleichheit führt. Dann vereint beide Seiten das Inte-

resse am Fortbestand des Regulierungsregimes: Die Unternehmen ziehen eine Regulierung

vor, weil sie dadurch nicht den Unwägbarkeiten des Wettbewerbs ausgesetzt werden. Diese

Haltung wird dadurch unterstützt, dass sich die Mitarbeiter der Regulierungsbehörde mehr

und mehr mit der von ihnen kontrollierten Branche identifizieren und mit den Unternehmen

arrangieren. Dadurch kann es zu dem von der Capture Theory beschriebenen Effekt kommen,

dass die Regulierungsbehörde weniger gesamtwirtschaftliche Interessen und dafür zunehmend

die Interessen der zu beaufsichtigenden Branche verfolgt.28 Weiterentwicklungen dieses

Ansatzes gehen davon aus, dass Mitarbeiter von Regulierungsbehörden einen beruflichen

Wechsel in die zu beaufsichtigende Industrie anstreben oder als deren Berater tätig werden

wollen. Daher erhöhen sie die Komplexität der Regulierung, um später über gefragtes

Insiderwissen verfügen zu können.29

Handelt es sich hingegen um wettbewerbsfördernde Re-Regulierungen, ist die Branche diffe-

renziert zu betrachten. Zwischen dem oder den eingesessenen Unternehmen und den Büro-

kraten dürfte grundsätzlich Interessendivergenz über die Notwendigkeit einer Re-Regulierung

bestehen, da sich die etablierten Anbieter einer staatlichen Marktmachtkontrolle entziehen

wollen, während neue Anbieter gerade deren Schutz suchen. Zwischen Nutznießern von Re-

Regulierungen, beispielsweise Marktneulingen sowie Verbrauchern, und den Bürokraten wird

hingegen weitgehende Einigkeit über die Unentbehrlichkeit einer Regulierungsinstanz herr-

schen. Letztere steht dabei vor dem Dilemma, mit zunehmender Marktöffnung und Wettbe-

werbsintensität sich selbst in Frage zu stellen. Ein Auslaufen der sektorspezifischen Wettbe-
                                                          
28 Vgl. Bernstein 1955; Posner 1974.
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werbsaufsicht (Phasing-Out) kann jedoch von Seiten der Interessenten an einer weiteren Re-

Regulierung verhindert werden, indem sie darauf verweisen, der Wettbewerb sei noch nicht

strukturell gesichert, daher nicht chancengleich oder nachhaltig, sondern nur regulierungs-

bedingt. Ebenso können nicht justiziable, interpretationsfähige Begriffe wie der des

funktionsfähigen Wettbewerbs interessengeleitet dahingehend ausgelegt werden, dass die

Kriterien nicht zu erfüllen sind.30

Wie eine polit-ökonomische Analyse der Konfliktphase von Liberalisierungen zeigt, besteht

hier ein komplexes Geflecht von Beziehungen zwischen den einzelnen Akteuren, die gemäß

ihren eigennützigen Interessen direkten und indirekten Einfluss auf die Marktöffnung

nehmen. Die Marktöffnung steht somit in einem Spannungsfeld verschiedener Interessen,

welches in der nachstehenden Abbildung 3 schematisiert ist. Die Politiker, die auf Wähler-

stimmenmaximierung bedacht sind, unterliegen einem starken Einfluss von Interessen-

gruppen. Letztere können die Politiker durch immaterielle und materielle Unterstützung dazu

veranlassen, in ihrem Sinne aktiv zu werden, d. h. entweder eine von dem jeweiligen Verband

gewünschte Marktöffnung einzuleiten oder aber Liberalisierungsabsichten zu verhindern. Den

Politikern kommen bei ihren Entscheidungen aber auch die Bürokraten in der öffentlichen

Verwaltung zu Hilfe, da sie über Informationen verfügen, die den Politikern nicht zugänglich

sind. Die Bürokraten werden jedoch die Informationsasymmetrie zu ihren Gunsten nutzen, die

Politiker selektiv zu (des-)informieren, damit sie möglichst die von den Bürokraten präferier-

ten Entscheidungen treffen. Die Bürokraten sind dabei ihrerseits der Einflussnahme von

Interessengruppen ausgesetzt, die versuchen werden, die Bürokraten für ihre eigennützigen

Zwecke zu vereinnahmen. Interessengruppen können daher auch auf dem (Um-)Weg über die

Bürokratie Einfluss auf Liberalisierungsprozesse ausüben, indem sie gezielt Spitzenbeamte

ansprechen und für sich zu gewinnen versuchen.

                                                                                                                                                                                    
29 Vgl. Heyes 2003.
30 Vgl. Kaufer 1986, S. 23 f., der von einer „Verwässerung“ der Deregulierung spricht, mit der vor allem in

Branchen mit geringer Einkommens- und Preiselastizität der Nachfrage zu rechnen sei, weil hier der Verlust
von Renten besonders hoch ist.
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Begünstigung

        POLITIKER INTERESSENGRUPPEN

                      (Des-)Information Vereinnahmung

BÜROKRATEN

Abb. 3: Marktöffnung im Spannungsfeld polit-ökonomischer Akteure
Quelle: Eigene Darstellung.

Wie aber kommen Liberalisierungen angesichts erheblicher Widerstände der potenziellen

Verlierer in der Konfliktphase dennoch zustande? Im Rahmen von Parteiprogrammen dürften

Liberalisierungen von Netzindustrien potenziell eine Rolle spielen, können damit doch ziel-

gerichtet wirtschaftsnahe Wählerpotenziale ausgeschöpft, die Mitglieder von Interessen-

gruppen bedient und deren Unterstützung, z. B. finanzieller Art, gewonnen werden.31

Beispielsweise werden selbständige Unternehmer und Vertreter der Industrie durchaus ein

mehr oder weniger großes Interesse an Kostensenkungen und Qualitätsverbesserungen bei

netzgebundenen Dienstleistungen zeigen. Sobald die politischen Kräfteverhältnisse für eine

Liberalisierung ausreichen, werden die Reformen in Gang gesetzt. Die Umsetzung selbst

obliegt dem administrativen Bereich, so dass die Erfolgschancen maßgeblich von der aktiven

Mitwirkung der Exekutive und Judikative abhängen.

6 Administrative Umsetzung und Evaluierung von Liberalisierungen

Eine Liberalisierung birgt nicht nur Chancen, sondern insbesondere in den Netzindustrien

erhebliche Risiken, da eine Vielzahl von Marktöffnungsproblemen theoretisch noch weit-

gehend ungeklärt ist.32 Infolge dessen treten in der Realität zwangsläufig negative

Abweichungen vom Idealzustand eines vollkommenen Marktes mit perfektem Wettbewerb

(First Best) auf. Dieser kann zwar durch eine Korrektur von Unvollkommenheiten angestrebt

werden (Second Best), doch ist auch ein solcher zweitbester Zustand mangels optimaler

Regulierung in der Praxis nicht zu verwirklichen. Realisierbar ist allenfalls eine drittbeste

                                                          
31 Vgl. Schmidt 2001, S. 43.
32 Vgl. Bickenbach u. a. 2002, S. 225 ff.
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Lösung (Third Best),33 wobei derartige Abweichungen im Vergleich zum Status Quo vor

einer Liberalisierung sogar zu spürbaren Wohlfahrtsverlusten führen können. Dies gilt vor

allem dann, wenn auf dem Markt nach wie vor zu viel Staat regiert (Staatsversagen) und zu

wenig Wettbewerb herrscht (Fourth Best). Selbst „geringfügige Fehler – z. B. bei der Regulie-

rung von Zugangstarifen – können den Erfolg einer Reform nachhaltig gefährden.“34 Bei der

administrativen Preissetzung durch staatliche Behörden stehen oftmals Marktmachtbegren-

zung und Kostensenkungsanreize im Vordergrund. Der Abbau von wettbewerbsverzerrenden

Quersubventionen oder die Einführung von Preisstrukturen, die durch Differenzierung effi-

zienzfördernd wirken, können jedoch in bestimmten Regionen oder bei zuvor privilegierten

Nachfragergruppen zu steigenden Preisen führen. Partielle Preissteigerungen erscheinen den

betroffenen Konsumenten, Politikern und auch Aufsichtsbehörden jedoch als unvereinbar mit

dem generellen Liberalisierungsziel Preissenkung, selbst wenn das Preisniveau insgesamt

zurückgeht. Vielmehr werden Preiserhöhungen individuell als ungerecht empfunden, sind

daher politisch meist unerwünscht und werden als nicht-wettbewerblich oder sogar

missbräuchlich angesehen.35

Abgesehen von den bereits erwähnten Eigeninteressen der polit-ökonomischen Akteure

werden für Wettbewerb geöffnete Netzindustrien auch deshalb tendenziell überreguliert, weil

mögliche Fehlentwicklungen die Akzeptanz von Liberalisierungen gefährden würden. Bei-

spielsweise wird nicht nur der Zugang zu wesentlichen Einrichtungen, wie Netzinfrastruktur,

staatlicherseits kontrolliert, sondern auch die damit erstellten Dienstleistungen werden bei

marktbeherrschenden Unternehmen weiterhin einer Regulierung unterstellt. Dies widerspricht

nicht nur theoretischen Erkenntnissen, sondern auch praktischen Erfahrungen, weil selbst

dann noch reguliert wird, wenn auf dem relevanten Markt bereits Wettbewerb zu verzeichnen

ist. Überregulierung kann auch dergestalt vorliegen, dass der Dienstleistungswettbewerb

durch regulierungsbedingt günstige Netzzugangskonditionen forciert wird, um Anbietern

ohne eigene Netzinfrastruktur den Markteintritt zu erleichtern. Eine solche asymmetrische

Regulierung wirkt zwar kurzfristig wettbewerbsfördernd, reduziert jedoch nachhaltig die

Investitionsbereitschaft sowohl der etablierten als auch der neuen Anbieter und schwächt

langfristig möglichen Infrastrukturwettbewerb. Die Instandhaltung und der Ausbau der beste-

henden Netzinfrastruktur werden dann vernachlässigt, weil dadurch keine Wettbewerbs-

vorteile aufgebaut werden können und/oder die staatliche Regulierung der Netznutzungs-

                                                          
33 Vgl. Haucap/Kruse 2004, S. 269.
34 Schmutzler/Bühler 2003, S. 29.
35 Vgl. Kaufer 1986, S. 18 ff.; Michalski 1999, S. 345 f.
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entgelte so repressiv erfolgt, dass der Netzbetrieb wirtschaftlich unattraktiv wird.36 Vor

diesem Hintergrund kann es innerhalb der Gruppe der Newcomer zu einer Interessendiversifi-

zierung kommen, wenn unterschiedliche Geschäftsmodelle verfolgt werden, wie es etwa in

der Telekommunikation zu beobachten ist. Während reine Diensteanbieter an einer Aufrecht-

erhaltung der Überregulierung interessiert sind, investieren vertikal integrierte Anbieter in

Erwartung eines Phasing-Out der Re-Regulierung in eigene Infrastruktur.

Die eingangs erwähnte Degenerationsphase des öffentlichen Liberalisierungsinteresses wird

nur dann erreicht, wenn die Evaluation des Privatisierungs- und Marktöffnungsprozesses

allgemein positiv ausfällt. Wenngleich nach wie vor Dissens zwischen einzelnen Anspruchs-

gruppen bestehen kann, stößt die Liberalisierungsproblematik von Netzindustrien auf zuneh-

mendes Desinteresse. Werden die Liberalisierungsergebnisse indes von weiten Teilen der

Öffentlichkeit als unbefriedigend kritisiert, hält auch die öffentliche Auseinandersetzung um

ordnungspolitische Reformen an und der Ruf nach einer Reform der Reform wird laut. Dann

läuft der Politikzyklus modifiziert weiter, oder es wird ein neuerlicher Politikzyklus einge-

leitet, dessen Ursache in der zuvor gescheiterten Liberalisierung liegt.

7 Fazit

Privatisierung und Marköffnung von monopolistischen Netzindustrien sind charakteristische

Maßnahmen neoliberaler Wirtschaftspolitik, die durch mehr Wettbewerb das Wachstum und

die Beschäftigung in einer Volkswirtschaft forcieren will. Liberalisierungsprozesse verlaufen

jedoch nicht nur der normativen Theorie folgend, sondern werden von polit-ökonomischen

Akteuren in eigennütziger Weise beeinflusst, um Einzel- oder Gruppeninteressen zu Lasten

gesamtwirtschaftlicher Ziele durchzusetzen. Während in rein normativ-theoretischen

Analysen die entscheidende Rolle polit-ökonomischer Akteure sowie andere Determinanten

ausgeblendet werden, lässt sich der ordnungspolitische Blickwinkel durch eine positive Ana-

lyse der Zusammenhänge erweitern. Am Beispiel der Liberalisierung netzgebundener Wirt-

schaftsbereiche wurde demonstriert, dass Privatisierung und Marktöffnung von Netzindustrien

einen Politikzyklus durchlaufen, wobei dieser Ansatz auch auf die Liberalisierung anderer

Wirtschaftsbereiche übertragbar ist. Der Liberalisierungsprozess wird durch die Entstehung

und Wahrnehmung eines ökonomischen Problems eingeleitet, das durch Politiker öffentlich

thematisiert sowie für Rent Seeking instrumentalisiert wird, um schließlich als ord-

nungspolitische Reform realisiert und evaluiert zu werden.

                                                          
36 Vgl. Michalski 1999, S. 346 ff.; Kruse 2002, S. 87 f.; Eisenkopf 2003, S. 452 f.
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